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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. August 1969 

III/l — 68070 — E — Fe 1/1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Ausgleichs- 
abgabe bei der Einfuhr bestimmter Fette gemäß Artikel 3 
Absatz 6, erster Unterabsatz der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die in Artikel 3 
Absatz 6, zweiter Unterabsatz der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG vorgesehene Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr be- 
stimmter Fette. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 5. August 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelten Begründungen beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Dr. Schröder 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr bestimmter Fette 
gemäß Artikel 3 Absatz 6, erster Unterabsatz 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 
zuletzt geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 
2 146/68 ^), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 3 Absatz 6, erster und dritter Un- 
terabsatz der Verordnung Nr. 136/66/EWG, kann 
unter bestimmten Voraussetzungen bei der Einfuhr 
der in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a und b dieser 
Verordnung genannten Erzeugnisse eine Ausgleichs- 
abgabe erhoben werden. 

Es sind die hauptsächlichen Faktoren festzulegen, 
mit deren Hilfe sich beurteilen läßt, ob diese Er- 
zeugnisse in solchen Mengen und unter solchen Be- 
dingungen eingeführt werden, daß den in der Ge- 
meinschaft ansäßigen Erzeugern durch die obenge- 
nannten Einfuhren ernsthafter Schaden zugefügt 
wird oder zugefügt zu werden droht. Da die An- 
wendung der Ausgleichsabgabe davon abhängt, wel- 
chen Einfluß die Einfuhren auf den Gemeinschafts- 
markt haben, ist eine Beurteilung der erwähnten 
Lage erforderlich, wobei über die dem Gemein- 
schaftsmarkt eigenen auch Faktoren der Einfuhr- 
entwicklung zu berücksichtigen sind. 

Es ist angebracht, die Ausgleichsabgabe nicht auf 
Einfuhren aus solchen Drittländern anzuwenden, die 
die Einhaltung eines Preisniveaus garantieren, bei 
dem für die in der Gemeinschaft ansäßigen Erzeuger 
ernsthafter Schaden oder die Gefahr eines solchen 
vermieden wird. Zu diesem Zweck ist die Errichtung 
eines Systems von Normalpreisen vorzusehen und 
sind die erforderlichen Faktoren für deren Festset- 
zung zu bestimmen. Dieses System muß unter Wah- 
rung der von der Gemeinschaft eingegangenen in- 
ternationalen Verpflichtungen angewendet wer- 
den — ■ 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 31. Dezember 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 3 Absatz 6, erster und dritter Un- 
terabsatz, der Verordnung Nr. 136/66/EWG ge- 
nannte Ausgleichsabgabe kann vorbehaltlich der in 
diesen Unterabsätzen festgelegten Bedingungen nur 
nach Maßgabe der nachstehenden Artikel festge- 
setzt werden. 

Artikel 2 

Für die Beurteilung, ob die in Artikel 1 Absatz 2 
Buchstaben a und b der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
genannten Erzeugnisse in solchen Mengen und zu 
solchen Bedingungen eingeführt werden, daß da- 
durch den in der Gemeinschaft ansäßigen Erzeu- 
gern der in Artikel 1 Absatz 2 dieser Verordnung 
genannten Erzeugnisse ernsthafter Schaden zuge- 
fügt wird oder zugefügt zu werden droht, sind ins- 
besondere in Betracht zu ziehen: 

a) die Preise eines oder mehrerer Erzeugnisse bei 
der Einfuhr in die Gemeinschaft, bzw. ihre vor- 
aussichtliche Entwicklung, vor allem, ob sie im 
Vergleich zu den Einfuhrpreisen von Substitu- 
tionserzeugnissen zu einer übermäßigen Baisse 
tendieren; 

b) das Ausmaß erfolgter oder voraussichtlicher Ein- 
fuhren von Erzeugnissen, bei denen eine Ten- 
denz zu übermäßigem Preisrückgang im Ver- 
gleich zu Substitutionserzeugnissen festgestellt 
worden ist, insbesondere, wenn diese Einfuhren 
offensichtlich nicht dem normalen Bedarf des Ge- 
meinschaftsmarktes entsprechen; 

c) die auf dem Gemeinschaftsmarkt festgestellten 
Preise bzw. ihre voraussichtliche Entwicklung 
und ihre Tendenz zur Baisse. 

Artikel 3 

Die Ausgleichsabgabe darf nicht höher festgesetzt 
werden, als zur Abwendung des Schadens bzw. dro- 
henden Schadens erforderlich ist. 

Artikel 4 

Die Ausgleichsabgabe wird jeweils etwaigen Än- 
derungen der Lage angepaßt. 
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Artikel v5 

Die Ausgleichsabgabe wird gegenüber solchen 
Drittländern nicht angewandt, die bereit und in der 
Lage sind zu garantieren, daß der Preis bei der 
Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung in und Her- 
kunft aus ihrem Gebiet in die Gemeinschaft nicht 
unter dem Normalpreis des betreffenden Erzeug- 
nisses liegt und daß jede Verkehrslagerung vermie- 
den wird, 

Artikel 6 

1. Beantragen ein oder mehrere Drittländer die 
Anwendung des Artikels 5, so wird der Normalpreis 
unter Berücksichtigung folgender Faktoren festge- 
setzt: 

a) die während der letzten 10 Jahre vor dem Jahr 
der Festsetzung festgestellte Preistendenz auf 
dem Weltmarkt; 

b) die voraussichtliche Entwicklung dieser Tendenz; 

c) die Liefermöglichkeit der wichtigsten produzie- 
renden und exportierenden Drittländer sowie die 
Produktivität in diesen Ländern. 

2. Der Normalpreis wird geändert, sobald die 
Marktlage dies erfordert. 


3. Der Normalpreis wird auf Vorschlag der Kom- 
mission vom Rat nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des EWG-Vertrages fest- 
gesetzt. 

Artikel 7 

1. Die Ausgleichsabgabe wird nach dem Verfahren 
des Artikels 38 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
festgesetzt. Erfordern die Interessen der Gemein- 
schaft jedoch sofortiges Eingreifen, so kann die 
Kommission eine Ausgleichsabgabe festsetzen, de- 
ren Geltungsdauer 15 Tage nicht überschreiten darf. 

Artikel 8 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung werden nach dem Verfahren des Artikels 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG erlassen. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Kommission hat in ihrem Memorandum an 
den Rat über die Reform der Landwirtschaft in der 
Gemeinschaft darauf hingewiesen, daß zu den Maß- 
nahmen, die zu einer besseren Marktstabilisierung 
für Fette erforderlich sind, auch die wirksame An- 
wendung der Bestimmungen nach Artikel 3 Absatz 6 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates gehört 
(Dok. KOM [68] 1000, Teil C, IV). 

Um eine solche Anwendung wirksam zu gestalten, 
ist es zunächst erforderlich, daß die Bedingungen, 
unter denen der erste Unterabsatz dieses Artikels 
angewendet werden muß, festgelegt werden. 

2. In diesem Unterabsatz ist vorgesehen, daß eine 
Ausgleichsabgabe auf die Einfuhren der der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG unterliegenden Erzeug- 
nisse mit Ausnahme von Olivenöl erhoben werden 
kann, wenn diese Erzeugnisse auf Drittländern in 
solchen Mengen und zu solchen Bedingungen einge- 
führt werden, daß dadurch den in der Gemeinschaft 
ansässigen Erzeugern der dieser Verordnung unter- 
liegenden Erzeugnisse ein ernsthafter Schaden zu- 
gefügt wird oder zugefügt zu werden droht. 

Es handelt sich um eine Bestimmung, die eine Art 
Schutzklausel darstellt, deren Wortlaut sich auf 
Artikel 19 des Allgemeinen Zoll- und Handelsab- 
kommens stützt. Die Kommission hat bisher keine 
Vorschläge über die Bedingungen vorgelegt, unter 
denen diese Bestimmung angewendet werden muß, 
da die Zielvorstellungen des Rats zu den Schutzmaß- 
nahmen noch nicht bekannt sind. 

3. Die Bestimmungen nach Artikel 3 Absatz 6, 
erster Unterabsatz, der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
sind jedoch restriktiver und zugleich ungenauer als 
die Schutzmaßnahmen für die übrigen Marktorgani- 
sationserzeugnisse. 

Diese Situation erklärt sich daraus, daß die Pro- 
bleme im Sektor Fette, mit Ausnahme von Oliven- 
öl, andersartig sind. Es ist daher zweckmäßig, daß 
die Durchführungsvorschriften den Erfordernissen 
des Sektors angepaßt werden. 

4. Zunächst müssen die Voraussetzungen festge- 
legt werden, die erfüllt sein müssen, damit eine Aus- 
gleichsabgabe erhoben werden kann, wobei die 
Hauptelemente festgelegt werden müssen, auf 


Grund deren beurteilt werden kann, ob den in der 
Gemeinschaft ansässigen Erzeugern wegen der Ein- 
fuhr ein ernsthafter Schaden zugefügt wird oder zu- 
gefügt zu werden droht. 

Es handelt sich insbesondere um: 

a) die Preise für die Erzeugnisse bei der Einfuhr in 
die Gemeinschaft und ihre voraussichtliche Ent- 
wicklung, 

b) das Volumen der getätigten oder voraussicht- 
lichen Einfuhren von Erzeugnissen, bei denen ein 
übermäßiger Preisrückgang festgestellt wurde, 

c) die Auswirkung der obengenannten Faktoren 
auf die Notierungen in der Gemeinschaft. 

5. Die Ausgleichsabgabe kann nur in der zur Be- 
seitigung des Schadens erforderlichen Höhe festge- 
setzt und muß jeweils der Entwicklung der Lage an- 
gepaßt werden. 

6. Obwohl grundsätzlich eine solche Ausgleichs- 
abgabe auf alle Einfuhren von Erzeugnissen in die 
Gemeinschaft erhoben wird, die Störungen verur- 
sachen, ist es angemessen und entspricht den Inter- 
essen sowohl der Gemeinschaft als auch der Aus- 
fuhrländer, daß eine Ausnahme für Länder vorge- 
sehen wird, die die Einhaltung eines Preises garan- 
tieren, bei welchem jeglicher Schaden für die Er- 
zeuger der Gemeinschaft vermieden wird. 

Dieser Preis würde vom Rat nur für die Erzeugnisse 
festgesetzt werden, für die sich ein oder mehrere 
Drittländer zur Leistung der erforderlichen Garan- 
tien bereit erklärten. Die Höhe dieses Preises würde 
festgesetzt werden unter Berücksichtigung der Lage 
auf dem Weltmarkt innerhalb einer Bezugszeit, der 
Entwicklungsaussichten für diesen Markt, der ver- 
fügbaren Mengen sowie der Produktivität der Aus- 
fuhrländer. 

7. Es ist zweckmäßig, daß die Kommission, bevor 
sie dem Rat Vorschläge unterbreitet, die wichtigsten 
Drittländer, konsultiert, welche die betreffenden Er- 
zeugnisse produzieren und ausführen. 

8. Das vorgeschlagene Verfahren zur Festsetzung 
der Ausgleichsabgabe ist das gleiche wie in Arti- 
kel 3 Absatz 6 zweiter Unteräbsatz der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die in Artikel 3 Absatz 6, zweiter Unterabsatz der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG vorgesehene Ausgleichsabgabe bei 
der Einfuhr bestimmter Fette 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer Gemeinsamen Marktorganisation für Fette 
zuletzt geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 
2146/68^), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 6, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf Grund von Artikel 3 Absatz 6, zweiter Unter- 
absatz, der Verordnung Nr. 136/66/EWG kann bei 
der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 2 dieser Ver- 
ordnung genannten Erzeugnisse unter bestimmten 
Voraussetzungen eine Ausgleichsabgabe erhoben 
werden. 

Bei Ölsaaten und ölhaltigen Früchten ist auf 
Grund der im Welthandel üblichen Praktiken und 
der Versorgungserfordernisse der Gemeinschaft in 
absehbarer Zukunft die Einführung einer Ausgleichs- 
abgabe wenig wahrscheinlich. Bei bestimmten in 
Artikel 1 Buchstabe b der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG genannten Erzeugnissen geben die besondere 
Lage ihres Marktes sowie gewisse technische 
Schwierigkeiten bei der Festsetzung der Ausgleichs- 
abgabe Anlaß zu der gleichen Folgerung. Die bei der 
Einfuhr von nichtraffiniertem Olivenöl und bestimm- 
ten, Olivenöl enthaltenden Erzeugnissen zu erhe- 
bende Abschöpfung stellt vorläufig eine ausrei- 
chende Maßnahme zum Schutz vor Einfuhren dar, 
die den in Artikel 3 Absatz 6, zweiter Unterabsatz, 
der genannten Verordnung festgelegten Voraus- 
setzungen entsprechen. Es reicht also gegenwärtig 
aus, wenn die Bedingungen für die Anwendung die- 
ses Unterabsatzes ausschließlich für pflanzliche Öle, 
ausgenommen nichtraffiniertes Olivenöl, für Fette 
und Oie von Fischen und Meeressäugetieren sowie 
bestimmten Rückständen festgelegt werden. 

Unter den Praktiken, die zur Erhebung einer Aus- 
gleichsabgabe führen können, ist zwischen solchen 
zu unterscheiden, die eine Disparität im Preisver- 
hältnis zwischen den angebotenen oder eingeführten 
Erzeugnissen und ihrem Rohstoff hervorrufen und 
solchen, auf Grund deren die Preise für die angebo- 
tenen oder eingeführten Erzeugnisse unter die Preise 

b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 31. Dezember 1968, S. 1 


sinken, die sich ohne solche Praktiken ergeben wür- 
den. 

Unter Beachtung der internationalen Verpflichtun- 
gen der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten ist 
dafür Sorge zu tragen, daß die Ausgleidisabgabe 
weder den geschätzten Betrag der Subventionen und 
Prämien, noch die Auswirkung der Maßnahmen 
gleicher Wirkung überschreitet. 

Die Erhebung der Ausgleichsabgabe kann ein 
Hindernis für den Abschluß von Terminkaufverträ- 
gen auf dem Weltmarkt darstellen und somit die 
Versorgung des Handels der Gemeinschaft erschwe- 
ren. Um diese Nachteile zu beseitigen, ist es zweck- 
mäßig, eine Einfuhrbescheinigungsregelung vorzu- 
sehen. Um ein einwandfreies Funktionieren dieser 
Regelung zu gewährleisten, muß die Stellung einer 
Kaution vorgesehen werden, die die Abwicklung der 
Einfuhr in der vorgeschriebenen Frist garantieren 
soll. 

Die Erhebung der Ausgleichsabgabe kann die 
Wettbewerbsstellung der Industrien, die von dieser 
Maßnahme betroffene Erzeugnisse verwenden, be- 
einträchtigen. Daher wird bei Erzeugnissen für 
bestimmte Verwendungen zu anderen als Ernäh- 
rungszwecken die Möglichkeit von Abweichungen 
vorgesehen. 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen für die Erhe- 
bung der Ausgleichsabgabe kann es aufgrund der 
Einfuhrbescheinigungsregelung zu spekulativen Ge- 
schäften kommen; um dies zu vermeiden, müssen 
geeignete Sicherungsmaßnahmen vorgesehen wer- 
den — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 3 Absatz 6, zweiter und dritter 
Unterabsatz, der Verordnung Nr. 136/66/EWG er- 
wähnte Ausgleichsabgabe, kann vorbehaltlich der 
sonstigen, in diesen Unterabsätzen festgelegten Be- 
dingungen nur bei der Einfuhr von Erzeugnissen 
der Tarifnummern 15.04, 15.07 ausgenommen nicht- 
raffiniertes Olivenöl, 15.17 und 23.04 B des Gemein- 
samen Zolltarifs und nach Maßgabe der nachstehen- 
den Artikel festgesetzt werden. 

Artikel 2 

1. Die Ausgleichsabgabe kann festgesetzt werden, 
wenn die Preise der in Artikel 1 genannten Erzeug- 
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nisse bei ihrer Einfuhr in die Gemeinschaft auf 
Grund von 

a) direkt oder indirekt vom Herkunfts- oder Ur- 
sprungsland gewährten Prämien oder Subven- 
tionen bei der Erzeugung, Herstellung, Ausfuhr 
oder Beförderung dieser Erzeugnisse, gleichgültig 
aus welchem Grunde, in welcher Form und auf 
welche Weise diese Prämien oder Subventionen 
gewährt werden, oder 

b) Maßnahmen gleicher Wirkung wie eine Prämie 
oder Subvention, oder 

c) Maßnahmen eines Landes, in dem ein vollständi- 
ges oder fast vollständiges Handelsmonopol 
besteht und in dem sämtliche Inlandspreise staat- 
lich festgesetzt werden, 

zu den Preisen der Erzeugnisse, aus denen sie ge- 
wonnen wurden, in einem anderen Verhältnis ste- 
hen, als sich ohne diese Maßnahmen ergeben würde, 
oder unter den Preisen liegen, die sich für diese 
Erzeugnisse ergeben würden, wenn keine der oben- 
genannten Prämien, Subventionen oder Maßnahmen 
bestünden. 

2. Bei der Berechnung des im vorstehenden Absatz 
genannten Verhältnisses werden der Wert der Ver- 
arbeitungserzeugnisse und die Veraibeitungskosten 
berücksichtigt. 

Artikel 3 

1. Die Ausgleichsabgabe darf weder den geschätz- 
ten Betrag der Prämien und Subventionen noch die 
Auswirkung der in Artikel 2 genannten Maßnahmen 
überschreiten. 

2. Wird eine Ausgleichsabgabe festgesetzt, so gilt 
sie für alle in Artikel 1 genannten Erzeugnisse, bei 
denen die Preisdisparität festgestellt worden ist und 
die aus dem Herkunfts- oder Ursprungsland einge- 
führt werden, das diese Disparität hervorgerufen 
hat, sofern nicht eine Abweichung für bestimmte 
Verwendungen zu anderen als Ernährungszwecken 
beschlossen wird. 

Artikel 4 

1. Anzuwenden ist die am Tage der Einfuhr gel- 
tende Ausgleichsabgabe. 

2. Auf Antrag des Betroffenen wird jedoch die am 
Tage der Einreichung des Antrages auf Ausstellung 
der in Artikel 5 vorgesehenen Einfuhrbescheinigung 
gültige Ausgleichsabgabe auf eine während der 
Geltungsdauer dieser Bescheinigung vorgenommene 
Einfuhr angewendet, 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten erteilen auf Antrag eine Ein- 
fuhrbescheinigung unabhängig vom Ort der Nieder- 
lassung des Antragstellers in der Gemeinschaft. 

Diese Bescheinigung gilt für eine Einfuhr in die 
Gemeinschaft ab 1. Januar 1970. 


Bis zu diesem Zeitpunkt gilt die Bescheinigung nur 
für eine Einfuhr in den Mitgliedstaat, der die Be- 
scheinigung ausgestellt hat. 

2. Die Erteilung der Bescheinigung ist von der 
Stellung einer Kaution abhängig, welche die Erfül- 
lung der Verpflichtung sichern soll, die Einfuhr 
während der Geltungsdauer der Bescheinigung 
durchzuführen; außer in Fällen höherer Gewalt ver- 
fällt diese Kaution ganz oder teilweise, wenn die 
Einfuhr innerhalb dieser Frist nicht oder nur teil- 
weise erfolgt. 

Artikel 6 

Die Ausgleichsabgabe wird regelmäßig etwaigen 
Änderungen der Lage angepaßt. 

Artikel 7 

Die Ausgleichsabgabe wird nach dem Verfahren 
des Artikels 38 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
festgesetzt. Wenn das Interesse der Gemeinschaft 
ein sofortiges Eingreifen erfordert, kann die Kom- 
mission jedoch eine Ausgleichsabgabe festsetzen, 
deren Geltungsdauer auf 15 Tage beschränkt ist. 

Artikel 8 

Nach kurzer Prüfung der Lage kann die Kommis- 
sion durch Entscheidung feststellen, daß die für die 
Anwendung von Artikel 3 Absatz 6, zweiter und 
dritter Unterabsatz der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Sie gibt 
diese Entscheidung den Mitgliedstaaten bekannt und 
veröffentlicht sie an ihrem Sitz durch Aushang. 

Diese Entscheidung hat für die betreffenden Er- 
zeugnisse und ab der hierfür festgesetzten, nach dem 
Zeitpunkt der Bekanntgabe liegenden Stunde zur 
Folge, daß die Ausgleichsabgabe, falls sie innerhalb 
von 15 Tagen nach dieser Stunde festgesetzt wird, 
ebenfalls auf diejenigen Einfuhren erhoben wird, 
für die die Bescheinigung nach der betreffenden 
Stunde beantragt wurde und die nach dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Ausgleichsabgabe vorgenom- 
men wurden. 

Artikel 9 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung werden nach dem Verfahren des Artikels 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG festgesetzt. 

Artikel 10 

Verordnung Nr. 143/67/EWG des Rates vom 21. 
Juni 1967 über die Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr 
bestimmter pflanzlicher öle wird aufgehoben. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den . . . 
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Begründung 


1. Im Memorandum der Kommission an den Rat 
zur Reform der Landwirtschaft in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 18. Dezember 1968 
führt die Kommission bei Behandlung der Maßnah- 
men, die zur Erzielung einer besseren Stabilisierung 
des Fettmarktes anzuwenden sind, auch die Not- 
wendigkeit einer wirksamen Anwendung des Arti- 
kels 3 Absatz 6 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
(Dek. KOM (68) 1000, Teil C, IV) an. 

Für diese wirksame Anwendung sind einige Ände- 
rungen der Verordnung Nr. 143/67/EWG des Rates 
erforderlich, in denen die Voraussetzungen für die 
Anwendung des Artikels 3 Absatz 6, zweiter Unter- 
absatz, der Verordnung Nr. 136/66/EWG festgelegt 
werden. 

2. Die durch Verordnung Nr. 143/67/EWG verur- 
sachten Probleme wurden in den Absätzen 13 bis 18 
des Berichtes der Kommission an den Rat über die 
Lage auf dem ölmarkt der Gemeinschaft vom 
8. Oktober 1968 (Dok. SEC (68) 3137 endg.) erläutert. 
Der vorliegende Entwurf eines Verordnungsvor- 
schlages trägt den Schlußfolgerungen des genannten 
Berichts sowie den Diskussionen Rechnung, die in 
dieser Sache in der Sachverständigengruppe des 
Rates stattfanden. Die wichtigsten Änderungen, die 
der Vorschlag für Verordnung Nr. 143/07/EWG 
bringt, werden in den folgenden Absätzen erläutert. 

3. Obwohl Artikel 3 Absatz 6, zweiter Unterabsatz, 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG die Möglichkeit 
vorsieht, bei der Einfuhr aller in der Verordnung 
aufgeführten Erzeugnisse in die Gemeinschaft unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Ausgleichsabgabe 
zu erheben, legt Verordnung Nr. 143/67/EWG die 
Anwendungsbedingungen nur für öl, ausgenommen 
Olivenöl, fest. Nunmehr soll die Möglichkeit ge- 
schaffen werden, auch für raffiniertes Olivenöl sowie 
für die übrigen, in Artikel 1 Absatz 2 der Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG genannten Erzeugnisse ent- 
sprechende Maßnahmen zu ergreifen. Vor allem 
handelt es sich um Ölkuchen und Fette und öle von 
Fischen und Meeressäugetieren. 

Diese Änderung rechtfertigt sich durch den Umstand, 
daß auf dem Weltmarkt eine Ungleichheit zwischen 
den Preisen für nichtratfiniertes Olivenöl und denen 
für raffiniertes Olivenöl durch Subventionen oder 
Prämien hervorgeiufen werden kann. 

Außerdem kann eine von einem Drittland bei der 
Verarbeitung von Ölsaaten gewährte Prämie oder 
Subvention sich nicht nur auf den Verkaufspreis von 
öl, sondern auch auf den von Ölkuchen auswirken. 
Da sich ganz allgemein jede Prämie oder Subven- 
tion für Erzeugnisse, aus denen die in Artikel 1 


Absatz 2 genannten Erzeugnisse hergestellt werden, 
auf die Verkaufspreise der letzteren auswirken kann, 
ist es angebracht, auch für einige dieser Erzeugnisse 
die Bedingungen für die Erhebung des in Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG vorgesehenen Ausgleichs- 
betrages festzulegen. 

4. Verordnung Nr. 143/67/EWG unterscheidet zwi- 
schen Prämien und Subventionen einerseits und 
Maßnahmen gleicher Wirkung andererseits. In letz- 
terem Fall kann ein Ausgleichsbetrag nur erhoben 
werden, wenn die fcstgestellte Disparität sich auf 
Ölsaatenpreis und ölpreis bezieht. 

Maßnahmen gleicher Wirkung können jedoch an- 
dere Auswirkungen haben, zum Beispiel Verzerrun- 
gen zwischen Rohöl und raffiniertem öl oder zwi- 
schen Ölkuchen und öl. Die Unterscheidung er- 
scheint also nicht gerechtfertigt. 

5. Verordnung Nr. 143/67/EWG sieht die Erhebung 
der Ausgleichsabgabe bei sämtlichen Einfuhren vor, 
die nach Einführung der Ausgleichsabgabe vorge- 
nommen werden. 

Dies entspricht der von der Gemeinschaft auf ande- 
ren Agrarsektoren angewandten Methode. Der Öl- 
saatensektor hat jedoch dadurch einen besonderen 
Charakter, daß die Einfuhren 90 ^/o der verfügbaren 
Menge ausmachen und daß die Industriebetriebe 
lange im voraus einkaufen müssen, um ihre Produk- 
tionspläne sicher ausführen zu können. 

Infolgedessen empfiehlt sich die Einführung einer 
vom Importeur zu beantragenden Einfuhrbescheini- 
gung. Die zu erhebende Ausgleichsabgabe wäre 
dann die am Tage der Einreichung des Antrags auf 
Ausstellung der Bescheinigung geltende. 

Die durch das gewählte Verfahren (Kommission nach 
Stellungnahme des Verwaltungsausschusses) unver- 
meidlichen Verzögerungen bis zur Festlegung der 
Ausgleichsabgabe können es den Importeuren je- 
doch praktisch möglich machen, der Zahlung der 
Ausgieichsabgabe dadurch zu entgehen, daß sie die 
Hinterlegung der Ausfuhrerklärung zeitlich zwischen 
die Einberufung des Verwaltungsausschusses und 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Entscheidung 
der Kommission legen. Um diese Möglichkeit aus- 
zuschließen, wird vorgesehen, daß die Kommission 
nach kurzer Prüfung der Lage vorsorglich entschei- 
den kann, daß bei Erhebung der Ausgleichabgabe 
innerhalb von 15 Tagen nach der betreffenden Ent- 
scheidung der Kommission die Abgabe auf sämt- 
liche Einfuhren erhoben wird, für die eine Beschei- 
nigung nach Inkrafttreten dieser Entscheidung bean- 
tragt wurde und die nach Anwendung der Aus- 
gleichsabgabe vorgenommen wurden. 


7 



